
T hierry Breton ist um
martialische Ver-
gleiche selten ver-
legen. „Krieg der
Netzwerke“ lautet
ein Buchtitel von

ihm, schon in den 1980er-Jahren
beschrieb der EU-Binnenmarkt-
kommissar Computerviren als
Massenvernichtungswaffe. Auch
für die Gegenwart hat er einen ro-
busten Vergleich parat: Die Er-
stürmung des US-Kapitols war
das 9/11 der sozialen Netzwerke,
sagt der wichtigste Digitalpoliti-
ker Europas. „So wie der 11. Sep-
tember einen Paradigmenwech-
sel bei der weltweiten Sicher-
heitspolitik markiert hat, werden
wir 20 Jahre später Zeuge eines
Vorher-Nachher bei der Rolle von
digitalen Plattformen in unserer
Demokratie.“

Tatsächlich scheinen Politiker
dies- und jenseits des Atlantik
entschlossener denn je, dem un-
gehemmten Treiben auf Face-
book, Twitter und Co. Einhalt zu
gebieten. „Wir werden in Europa
verbindliche Pflichten für die In-
ternetplattformen schaffen, um
Wahlen zu schützen, Hetze zu lö-
schen und gegen Lügen und Ver-
schwörungsmythen konsequent
vorzugehen“, sagt Justizministe-
rin Christine Lambrecht (SPD).
Und auch der frisch eingesetzte
US-Präsident Joe Biden hat in der
Vergangenheit immer wieder an-
gekündigt, die Zügel für Social
Media anzuziehen.

In den USA werden soziale
Netzwerke bisher, anders als in
Deutschland, kaum regu-
liert. Ein Gesetzesabschnitt
von 1996 („Section 230“) be-
schreibt die Rechte und Pflich-
ten der Plattformen. Er besagt,
dass Online-Dienste nicht für
von Nutzern veröffentlichte In-
halte wie Kommentare oder Vi-
deos haftbar gemacht werden
können. Zugleich wird den Diens-
ten erlaubt, gegen Inhalte wie
etwa Pornographie, Terrorpropa-
ganda oder problematische Nut-

zer vorzugehen. Sie bekämen da-
mit „einen Schild und ein
Schwert“, erklärten die Autoren
der Regelung damals.

Das Motiv der Gesetzgeber
war, die Entwicklung der jungen
Tech-Unternehmen nicht mit zu
viel Regulierung zu hemmen. Die
Rechnung ist aufgegangen, die
amerikanische Digitalindustrie
sucht weltweit ihresgleichen. Für
den renommierten US-Interne-
texperten Jeff Kosseff, Professor
für Cybersicherheit an der US-
Marineakademie, sind die Worte
der Section 230 deswegen nichts
weniger als „die 26Worte, die das
Internet erschufen“.

Doch der Erfolg hat seinen
Preis: Weil die Algorithmen der
Plattformen aus Profitgründen
kontroverse Beiträge bevorzugen
– diese halten die Nutzer länger
auf den Seiten und steigern so die
Werbeeinnahmen –, begünstigten
sie weltweit gesellschaftliche Po-
larisierung und den Aufstieg von
Verschwörungsmythen.

Das alles ist seit Jahren be-
kannt. Dennoch blieben die Platt-

formen vor allem in den USAwei-
testgehend untätig. Erst im ver-
gangenen Jahr, wenige Monate
vor der US-Wahl, machten die
Konzerne couragierter von ihrem
Schwert Gebrauch und gingen ge-
gen wahl- und coronabezogene
Falschinformationen vor. Das be-
kam auch der inzwischen abge-
wählte Präsident Donald Trump
zu spüren, dessen Tweets auf ein-
mal mit Faktenchecks undWarn-
hinweisen versehen wurden.
Nach dem Sturm aufs Kapitol
sperrten Facebook und Twitter
sein Profil sogar dauerhaft, mit
der Begründung, Trump könne
weiter zu Gewalt anstiften.

Böse Zungen behaupten, die
Social-Media-Oligarchen hätten
den Mut nur entwickelt, weil es
nun politisch opportun war, sich
mit den Demokraten gut zu stel-
len. Die fordern immer vehemen-
ter, aktiver gegen Desinformati-
on und Hetze vorzugehen. Eine
Idee, die immer wieder genannt
wird: Sollte man die Haftungspri-
vilegien der sozialen Medien ab-
schaffen und sie genauso behan-
deln wie klassische Medien?

In der Expertenwelt betrachtet
man diese Forderung skeptisch.
„Soziale Medien heißen zwarMe-
dien“, sagt Tobias Gostomzyk,
Medienrechtler an der TU Dort-
mund. Tatsächlich erbringen sie
aber Vermittlungsdienstleistun-
gen für die Inhalte Dritter.

Würde man die Section 230 ab-
schaffen, zeichnen Forscher zwei
Szenarien: Plattformen würden
sich entweder in eine Rolle als
reine Infrastruktur zurückziehen
und ausschließlich offensichtlich
strafbare Inhalte vom Netz neh-
men. Oder sie würden aufgrund
der schieren Menge an Inhalten
– allein auf Youtube werden pro

Minute 500 Stunden Vi-
deomaterial hochgela-
den – Technologien
einsetzen, die Inhalte
vor dem Hochladen
scannen. Im Zweifels-
fall würde eher zu viel
als zu wenig geblockt.
Ein „abgesperrtes, lang-

weiliges Internet“ wäre die
Konsequenz, befürchtet
Kosseff. Die Herausforde-
rung ist deswegen, den Netz-
werken eine Regulierung zu
geben, die ihrer Zwitterfunkti-
on zwischen Infrastruktur und
Inhalteproduzent gerecht wird.
Hier ist die Bundesregierung

bereits einen Schritt weiter als
die USA. Die Plattformen genie-
ßen zwar auch hier Haftungspri-
vilegien. Anders als in den Staa-
ten sind diese aber mit mehr Auf-
lagen verbunden. Das Netzwerk-
durchsetzungsgesetz etwa regelt,
dass soziale Netzwerke strafbare
Inhalte vom Netz nehmen müs-
sen, nachdem sie darauf aufmerk-
sam gemacht wurden.

Zwar halten einige Experten
auch das nicht für der
Weisheit letzten
Schluss. In Brüssel
wirdmomentan jedoch
mit dem „Digital Ser-
vices Act“ an einer noch
umfassenderen Regelung
gearbeitet, die Plattfor-
men unter anderem auch

Transparenzpflichten vor-
schreiben würde.
EU-Kommissar Breton ist

sich auf jeden Fall sicher, die
Blaupause für eine Zeit nach
dem Facebook-9/11 gefunden
zu haben. Präsident Biden
hat er bereits eingeladen,
seiner Koalition der Willigen
beizutreten.

Weil der Betrieb griechischer Universitäten regelmäßig durch Unruhen gestört
wird, sollen dort künftig Spezialeinheiten auf dem Campus patrouillieren. Die Folge
sind neue Studentenkrawalle wie hier in Thessaloniki. Foto: Sakis Mitrolidis/afp

Unerwünscht: Polizei auf demCampus
Alexander De Croo, belgischer Regie-
rungschef, fordert angesichts neuer Co-
rona-Varianten ein Verbot touristischer
und Reisen in der EU. dpa

„Reiserückkehrer
können das Virus in
ihremKoffer
mitbringen.“
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Hintergrund

Holocaustleugnung, Volksverhet-
zung, Aufrufe zur Gewalt – das
alles ist in vielen Telegram-Kanä-
len zu finden. Viele Social-Me-
dia-Nutzer sind inzwischen auf
dem Messengerdienst aktiv. In
Deutschland sind es täglich circa
acht Millionen. Anders als bei
Facebook oder Twitter muss Te-
legram strafbare Inhalte nicht
nach spätestens einem Tag lö-
schen, wie es das Netzwerk-
durchsetzungsgesetz (NetzDG)
vorsieht. Denn die Plattform ist
rechtlich einMessengerdienst, so
wie etwa auchWhatsapp, kein so-
ziales Netzwerk.

Wissenschaftler halten diese
Regelung nicht mehr für zeitge-
mäß. „Telegram ist immer wich-
tiger geworden. Dort können vie-
le Dinge im Verborgenen passie-
ren“, sagt Tobias Keber, Medien-
rechtler an der Hochschule für
Medien in Stuttgart. Strafrecht-
lich könnten die User zwar trotz-
dem verfolgt werden. „Doch die
Ressourcen fehlen. Es gibt zu we-
nig spezialisierte Polizisten.“

Auf Nachfrage berichtet das
Bundeskriminalamt (BKA), der
Umfang politisch motivierter Kri-
minalität auf Telegram sei „dyna-
misch und schwankend“. Aus er-
mittlungstaktischen Gründen
wolle man nicht mitteilen, wel-
che Nutzer oder Kanäle, die gro-
ßen Whatsapp-Gruppen ähneln,
beobachtet werden.

Erst Emojis, dann Verschwörung
Einen der beliebtesten Kanäle be-
treibt Xavier Naidoo. Rund
114 000 Abonnenten hat der Sän-
ger, täglich werden es mehr. Le-
sen kann man bei ihm, nachdem
man einen Einladungslink für den
Kanal erhalten hat, dass Corona
eine Erfindung der Regierung sei
und die Menschen manipuliert
würden.

Dabei beginnt der Tag bei Nai-
doo immer ganz erfreulich: Ab
7 Uhr postet derMannheimer Bil-
der von Sonnenaufgängen oder
Emojiherzen. Kommunikations-
strategien wie diese sind ein be-
liebter Trick bei Betreibern von
Telegramkanälen: Sie schaffen
Nähe, die streitbaren Prominen-
ten werden zu Freunden. In der
Medienpsychologie nennt man
das eine „parasoziale Interakti-
on“. Die Abonnenten bekommen
so das Gefühl, die Absender zu
kennen, wodurch eine gewisse
Abhängigkeit entstehen kann.
Dass die Inhalte in den Kanälen
oft kompletter Wahnsinn sind,
wird dann nicht mehr so sehr hin-
terfragt. Lena Bautze

Hetze per
Telegram

Facebooks
11. September
Soziale Netzwerke Seit dem Sturm aufsWashingtoner
Kapitol stehen die großen Social-Media-Konzerne unter
Beschuss wie nie zuvor. Sollten für sie die gleichen Regeln
gelten wie für klassische Medien? Von Igor Steinle

Wirwerden
verbindliche

Pflichten für die
Internetplattformen
schaffen.
Christine Lambrecht (SPD)
Bundesjustizministerin

Irak
Tote undVerletzte
bei Anschlag
Bagdad. Bei einem schweren Dop-
pelanschlag in der irakischen
Hauptstadt Bagdad sind mindes-
tens 28 Menschen getötet und
mehr als 70 weitere verletzt wor-
den. Die beiden Attentäter hätten
sich während einer Verfolgungs-
jagd mit Sicherheitskräften auf ei-
nem Marktplatz in die Luft ge-
sprengt, sagte ein Armeespre-
cher. Es war der schwerste Selbst-
mordanschlag im Irak seit mehr
als einem Jahr. Das Land leidet
unter den Folgen des Kampfes ge-
gen die Terrormiliz IS. dpa

Lübcke-Prozess
Verteidigung sieht
nur Totschlag
Frankfurt/Main.Die Verteidigung
des Hauptangeklagten Stephan E.
im Lübcke-Prozess hat auf Tot-
schlag plädiert. Sein Anwalt sag-
te, es lägen keine Mordmerkma-
le vor. Die Tat sei nicht heimtü-
ckisch gewesen, weil Walter Lüb-
cke zwar wehr-, aber nicht arglos
gewesen sei. Er habe sowohl E.
als auch denMitangeklagtenMar-
kus H. und die Waffe gesehen. E.
habe auch nicht aus niedrigen Be-
weggründen gehandelt, sondern
„im Irrglauben, im Allgemeinin-
teresse zu handeln“. afp

Bildung
Corona-Abitur
wird gleichwertig
Berlin. Die Kultusministerkonfe-
renz hat die Gleichwertigkeit der
Schulabschlüsse dieses Schuljah-
res mit den Abschlüssen früherer
und kommender Jahrgänge ver-
einbart. Ein von der Bildungsge-
werkschaft GEW gefordertes Abi-
tur ohne Prüfungen lehnen die
Kultusminister in ihrem Be-
schluss ab – die Abiturprüfungen
sollten stattfinden. Für mündliche
Prüfungenwollen die Schulminis-
ter „im Ausnahmefall“ auch Prü-
fungen per Videokonferenz er-
möglichen. afp

Xavier Nai-
doo. Foto:
Klaus-Diet-
marGabbert/
dpa
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